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Neuerungen des Sachenrechts im Notariat

Eigentum
1. Miteigentum:

· Nutzungs- u. Verwaltungsordnung kann neu mit Zustimmung der Mehrheit aller Miteigentümer abgeändert werden (neuArt. 647 Abs. 1 ZGB, bisher: brauchte Zustimmung sämtlicher Miteigentümer), wobei eine Änderung über die Zuteilung ausschliesslicher Nutzungsrechte nur der Zustimmung der direkt betroffenen Miteigentümer bedarf (neuArt. 647 Abs.1bis ZGB)
· Neu können auch die von der Miteigentümergemeinschaft gefassten Verwaltungsbeschlüsse sowie d. gerichtlichen Urteile u. Verfügungen im Grundbuch angemerkt werden (neuArt. 649a ZGB)

· Für die Aufhebung von Miteigentum kann neu eine Dauer von 50 Jahren (bisher: 30 Jahre) vereinbart werden (neuArt. 650 Abs. 2 ZGB)

2. Stockwerkeigentum:

· Neu ist es möglich, die Wertquote (Miteigentumsanteil am Grundstück) in Bruchteilen anzugeben, wobei ein gemeinsamer Nenner gewählt werden muss (neuArt. 712e Abs. 1 ZGB, bisher: Wertquote musste in Hundertsteln oder Tausendsteln angegeben werden)
· Grundsätzlich ist die Aufhebung von Stockwerkeigentum ausgeschlossen, ist aber in Ausnahmefällen möglich, die neu definiert wurden und sich in neuArt. 712f Abs. 3 und 4 ZGB finden

· Wird beim Reglement der Stockwerkeigentümergemeinschaft über die Verwaltung und Benutzung eine Änderung über die Zuteilung ausschliesslicher Nutzungsrecht gemacht, muss der betroffene Stockwerkeigentümer hiefür seine Zustimmung erteilen (neuArt. 712g Abs. 4 ZGB)

3. Anmerkungsgrundstücke

Bisher war einzig die grundbuchtechnische Ausgestaltung der Anmerkungsgrundstücke geregelt, im ZGB fanden sich keine Bestimmungen über die Rechtswirkungen von Anmerkungsgrundstücken. Neu ist dies in neuArt. 655a ZGB geregelt:

Art. 655a ZGB: Unselbständiges Eigentum


1 Ein Grundstück kann mit einem anderen Grundstück derart verknüpft werden, dass der jeweilige Eigentümer des Hauptgrundstücks auch Eigentümer des dazugehörigen Grundstücks ist. Dieses teilt das rechtliche Schicksal des Hauptgrundstücks und kann nicht gesondert veräussert, verpfändet oder belastet werden.


2 Erfolgt die Verknüpfung zu einem dauernden Zweck, so können das gesetzliche Vorkaufsrecht der Miteigentümer und der Aufhebungsanspruch nicht geltend gemacht werden
· Bezüglich dem in Abs. 1 erwähnten Belastungsverbot kann aber gesagt werden, dass es möglich ist, ein Anmerkungsgrundstück gesondert mit einer örtlich lokalisierbaren Grunddienstbarkeit (z.B. Wegrecht) zu belasten
· Ein dauernder Zweck wird in der Praxis bei der Verknüpfung von zwei Grundstücken im Sinne von unselbständigem Eigentum angenommen
Dienstbarkeiten

· Neu bedarf jedes Rechtsgeschäft zur Errichtung einer Grunddienstbarkeit zu seiner Gültigkeit der öffentlichen Beurkundung (neuArt. 732 Abs. 1 ZGB). Somit unterliegt auch die Errichtung einer Eigentümer- und Personaldienstbarkeit (sofern die Personaldienstbarkeit übertragbar ausgestaltet ist) dieser Formvorschrift. Eintrag im Grundbuch ist nach wie vor notwendig
· Dementsprechend ist künftig nicht nur jeder Vertrag, sondern jedes Rechtsgeschäft über die Errichtung eines Baurechts öffentlich zu beurkunden (also auch jedes Eigentümerbaurecht, neuArt. 779a Abs. 1 ZGB). Künftig ist es möglich, einen Baurechtszins oder die Abänderung dessen (oder auch weitere vertragliche Bestimmungen des Baurechtsvertrages) im Grundbuch vormerken zu lassen (neuArt. 779b Abs. 2 und 779b Abs. 2 ZGB)
· Von der öff. Beurkundung ausgenommen ist die Errichtung von Dienstbarkeiten im Rahmen eines Erbteilungsvertrags, hier genügt die schriftliche Form

· Gemäss neuArt. 732 Abs. 2 ZGB muss dem Grundbuchamt ein Auszug aus dem „Plan für das Grundbuch“ eingereicht werden, sofern sich die Ausübung einer Dienstbarkeit auf einen Teil des Grundstücks beschränkt und die örtl. Lage im Dienstbarkeitsvertrag nicht genügend bestimmbar umschrieben ist. Dieser Grundsatz hat sich in der Praxis aber bereits heute erfolgreich durchgesetzt

· Mehrere Dienstbarkeitsberechtigte: Sind mehrere Berechtigte gestützt auf dieselbe Dienstbarkeit an einer gemeinschaftlichen Vorrichtung beteiligt (z.B. gemeinschaftliche Heizanlage) und ist nichts anderes vereinbart, sind die für die Miteigentümer geltenden Regelungen sinngemäss anwendbar (neuArt. 740a Abs. 1 ZGB). Zudem kann in öff. Urkunde vereinbart werden, dass das Ausscheiden aus der Gemeinschaft (der Dienstbarkeitsberechtigten) für höchstens 30 Jahre ausgeschlossen ist (neuArt. 740a Abs. 2)
· Nebensächliche Verpflichtungen (Verpflichtung zur Vornahme von Handlungen, die mit einer Dienstbarkeit nur nebensächlich verbunden ist): Gemäss neuArt. 730 Abs. 2 ZGB ist eine solche Verpflichtung für den Erwerber des belasteten oder berechtigten Grundstücks nur verbindlich, wenn sie sich aus dem Eintrag im Grundbuch ergibt (Stichwort im Grundbuch)

· Die Unterhaltspflicht, die sich aus einer Vorrichtung zur Ausübung einer Dienstbarkeit ergeben kann, muss vom Berechtigten getragen werden. Dient diese Vorrichtung auch den Interessen des Belasteten, tragen beide die Last des Unterhalts im Verhältnis ihrer Interessen (neuArt. 741 Abs. 2 ZGB). Eine abweichende Vereinbarung ist nur verbindlich, wenn sie sich aus den Belegen des Grundbuchs (und nicht im Grundbucheintrag selber) erschliessen lässt.
· Bei Parzellierungen besteht eine Dienstbarkeit (Recht oder Last) grundsätzlich auf allen Teilen weiter (neuArt. 743 Abs.1 ZGB), beschränkt sie sich hingegen gemäss Belegen oder den Umständen auf einzelne Teile, so ist sie auf den nicht betroffenen Teilen zu löschen. Die sog. Bereinigungspflicht (die auch für Vormerkungen und Anmerkungen gilt) findet nun neu ihren Niederschlag im Gesetz: NeuArt. 974a ZGB umschreibt die Pflichten des Eigentümers in Bezug auf die Bereinigung: Eine Bereinigung muss vorgenommen werden, und hat zwingend einen Antrag des Eigentümers an das Grundbuchamt zu enthalten. Fehlt eine solche Bereinigung, weist das Grundbuchamt die Anmeldung ab (dasselbe gilt, wenn pauschal die Übertragung sämtlicher Rechte und Lasten auf alle Teilstücke beantragt wird)

· Die Vorschriften über die Grundstücksvereinigung sind neu ebenfalls gesetzlich geregelt worden (neuArt. 974b ZGB)

Grundpfandrechte

1. Pfandrechtsarten:

· Neu gibt es nur noch 2 Grundpfandrechtsarten: Den Schuldbrief und die Grundpfandverschreibung (Gült wird aufgehoben). Der Schuldbrief kann entweder (wie bisher) als Papier-Schuldbrief oder (neu) als Register-Schuldbrief ausgestaltet werden. Papier-Schuldbriefe können weiterhin als Inhaber- oder als Namen-Schuldbriefe, Register-Schuldbriefe dagegen nur als Namen-Schuldbriefe errichtet werden.
· Beim Register-Schuldbrief wird kein Wertpapier mehr ausgestellt. Er wird auf den Namen des Gläubigers oder des Grundeigentümers (Eigentümer-Schuldbrief) ausgestellt (neuArt. 857 Abs. 2 ZGB). Massgebend für das Gläubigerrecht ist der Eintrag im Grundbuch (konstitutiv), die Anmeldung erfolgt mit dem neuen GB-Formular 9. Die Übertragung eines Register-Schuldbriefs erfolgt durch die Eintragung des neuen Gläubigers (im Hauptbuch) aufgrund einer schriftlichen Erklärung des bisherigen Gläubigers (neuArt. 858 Abs. 1 ZGB)
· Als Errichtungsakt gilt für alle Schuldbriefe nach wie vor der Pfandvertrag oder eine einseitigen Erklärung des Pfandeigentümers (siehe für den Register-Schuldbrief: MUSA Nr. 668)
· Die Umwandlung eines bisherigen Papier-Schuldbriefs in einen Register-Schuldbrief erfolgt mit einem schriftlichen Gesuch durch die am Schuldbrief Berechtigten (neues GB-Formular 3), wobei der Papier-Schuldbrief zur Entkräftung vorgelegt werden muss (Umwandlungsgebühr: CHF 50.00). Werden aber nach Inkraftsetzung der Gesetzesrevision neue Papier-Schuldbriefe weiterhin errichtet, und sollen diese zu einem späteren Zeitpunkt in papierlose Register-Schuldbriefe umgewandelt werden, bedarf es dafür einer öffentlichen Urkunde.
· Im elektronischen Register-Schuldbrief kann auf separate Nebenbestimmungen verwiesen werden (neuArt. 846 Abs. 2 ZGB)

2. Kraftloserklärung:

· Neu gilt bei vermissten Schuldbriefen für die Kraftloserklärung durch den Richter eine verkürzte Frist von 6 Monaten (neuArt. 865 Abs. 2 ZGB, bisher: 1 Jahr)

3. Gesetzliche Pfandrechte:

· Gesetzliche Pfandrechte des kantonalen Rechts, für welche der Gläubiger einen Anspruch auf Errichtung eines Grundpfandrechts hat (mittelbares Pfandrecht) entstehen erst mit der Eintragung in das Grundbuch (neuArt. 836 Abs. 1 ZGB), und können nur so einem gutgläubigen Dritten entgegengehalten werden

· Neu wird die Frist für die Eintragung eines Bauhandwerkerpfandrechts im Grundbuch auf 4 Monate erhöht (neuArt. 839 Abs. 2 ZGB, bisher: 3 Monate). Ebenfalls werden die vom Anspruch des Bauhandwerkerpfandrechts umfassten Arbeiten neu definiert (neuArt. 837 Abs. 2 ZGB)

Hinweise:
1. Neue Grundbuchverordnung
Am 1. Januar 2012 tritt ebenfalls eine neue, totalrevidierte Grundbuchverordnung in Kraft. Hierbei ist u. a. auf neuArt. 51 GBV hinzuweisen, der die Angaben in den Anmeldungsbelegen über die verfügende und die erwerbende Person (natürliche u. juristische Personen) neu und umfangreicher verlangt.
2. Handelsregister
Auch die Handelsregisterverordnung wird auf den 1. Januar 2012 teilrevidiert. Hinzuweisen ist vor allem auf revArt. 24a und 24b:
Art. 24a Identifikation von natürlichen Personen

1 Die Identität der im Handelsregister eingetragenen natürlichen Personen muss auf der Grundlage eines gültigen Passes oder einer gültigen Identitätskarte oder einer Kopie eines gültigen Passes oder einer gültigen Identitätskarte geprüft werden. Das Handelsregisteramt darf zur Erfassung der für die Identifikation der Person erforderlichen Angaben nach Artikel 24b eine Kopie des vorgelegten Dokuments erstellen.
2 Der Nachweis der Identität von natürlichen Personen kann auch in einer öffentlichen Urkunde oder in einer Unterschriftsbeglaubigung erbracht werden, sofern diese die Angaben nach Artikel 24b enthält.
3 Verfügt eine natürliche Person mit einer ausländischen Staatsangehörigkeit über keinen gültigen Pass oder keine gültige Identitätskarte oder ist das eingereichte Dokument nicht lesbar, so kann ihre Identität auf der Grundlage des gültigen schweizerischen Ausländerausweises geprüft werden.

Art. 24b Angaben zur Identifikation

1 Zur Identifikation der natürlichen Personen werden auf der Grundlage des Ausweisdokuments die folgenden Angaben im Handelsregister erfasst:

a. der Familienname;

b. gegebenenfalls der Ledigname;

c. alle Vornamen in der richtigen Reihenfolge;

d. das Geburtsdatum;

e. das Geschlecht;

f. die politische Gemeinde des Heimatortes, oder bei ausländischen Staatsangehörigen, die

Staatsangehörigkeit;

g. die Art, die Nummer und das Ausgabeland des Ausweisdokuments.

2 Zusätzlich werden folgende Angaben im Handelsregister erfasst:

a. allfällige Ruf-, Kose- oder Künstlernamen;

b. die politische Gemeinde des Wohnsitzes, oder bei einem ausländischen Wohnsitz, der Ort und die Landesbezeichnung.

Vergleiche hierzu auch die ‚Stolpersteine’ in den Verbandsinformationen Nr. 5 / 2011 des Verbandes bernischer Notare.
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